„ 6658 = 


d Geſetzſammlung 


Jahrgang Jahrgang 1924 8 ; | Nr. 53. 


Jupatt: Gef ſetz, betreffend Übertragung der Verwaltung und Aus sbeutung der Gemeinſchaftsanteile an dem jogenannten Kom⸗ 


munion-Unterharziſchen Berg-, Hütten- und Fabrikhaushalt in eine Geſellſchaft mit boſchränkter Haftung, S. 655. Br 
ka untmachun g der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 658. 
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(Nr. 12901.) Geſetz, betreffend Übertragung der Verwaltung und Ausbeutung der Gemeinſchaftsanteile 
an dem ſogenannten Kommunion⸗Unterharziſchen Berg⸗, Hütten⸗ und Fabrikhaushalt in eine 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. Vom 24. Oktober 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
6 91. 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, den nachſtehend abgedruckten Staatsvertrag zwiſchen 
Preußen und Braunſchweig über Abänderung des Staatsvertrags vom 9. März 1874 (Geſegz⸗ 
ſamml. S. 295) abzuſchließen. 

92. 

(1) In Ausführung des Artikels 1 Abſ. 2 des Staatsvertrags erfolgt preußiſcherſeits die Grün⸗ 
dung der G. m. b. H. durch die Preußiſche Bergwerks- und Hütten-Aktiengeſellſchaft. 

(2) Die Veräußerung der Geſchäftsanteile bedarf der Zuſtimmung des Landtags. Eine nicht bei 
der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) vorzunehmende Verpfändung der Geſchäftsanteile bedarf 
der Zuſtimmung des Miniſters für Handel und Gewerbe und des Finanzminiſters und, ſoweit eine 
ſolche Verpfändung ein Drittel des Betrags der preußiſchen Geſchäftsanteile überſteigt, der Zu⸗ 
ſtimmung des Landtags. Eine entſprechende Vereinbarung iſt zwiſchen dem Preußiſchen Staate 
und der Preußiſchen ee und Hütten⸗Aktiengeſellſchaft herbeizuführen. 


9335 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe und der Finanzminiſter werden mit der „ 
dieſes Geſetzes beauftragt. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 2 


Berlin, den 24. Oktober 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. Siering. v. Richter. 
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Geſetzſammlung 1924 (Nr. 12901) 
Ausgegeben zu Berlin den 30. Oktober 1924. 


Staatsvertrag 


über die Abänderung des Preußiſch⸗Vraunſchweigiſchen Vertrags über die Teilung 
des Anterharziſchen Kommuniongebiets vom 9. März 1874 (Preußiſche Geſetzſamml. 
6.295 und Braunſchweigiſche Geſetz- und Verordnungsſammlung Nr. 33 S. 179). 


Die Regierungen des Freiſtaats Preußen, vertreten durch · seen nennen 
und des Freiſtaats Braunſchweig, vertreten durtt P 
haben vorbehaltlich der Genehmigung des preußiſchen und braunſchweigiſchen Landtags folgendes vereinbart: 


Artikel 1. 


Unter Abänderung des Artikels 4 Abs. 2 und 4 des Staatsvertrags vom 9. März 1874 verpflichten 
ſich die Vertragſchließenden, die Verwaltung und Ausbeutung ihrer Gemeinſchaftsanteile an dem ſogenannten 
Kommunion⸗AUnterharziſchen Berg, Hütten- und Fabrikhaushalt unter Ausſchluß des Eigentums einer zum 
Zwecke der Verwaltung und Ausbeutung zu gründenden Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung „Anterharz“ 
zu übertragen. An der Geſellſchaft ſollen Preußen mit einem Geſchäftsanteile von vier Siebentel, Braun⸗ 
ſchweig mit einem ſolchen von drei Siebentel beteiligt ſein. 8 

Dabei bleibt es den Vertragſchließenden überlaſſen, ob ſie dieſe Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
„Unterharz“ ſelbſt gründen oder durch eine ihren Bergwerks-, Hütten- oder ſonſtigen Beſitz verwaltende 
Geſellſchaft des Handelsrechts gründen laſſen wollen, ſowie ob ſie die Verwaltung und Ausbeutung ihres 
Gemeinſchaftsanteils der G. m. b. H. ſelbſt übertragen oder durch die vorbezeichnete Geſellſchaft des Handels- 
rechts übertragen laſſen wollen. Für den Fall, daß auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen die den 
Bergwerks-, Hütten- oder ſonſtigen Beſitz eines vertragſchließenden Staates verwaltende Geſellſchaft an die 
Stelle des Staates ſelbſt getreten iſt, ſteht es den Vertragſchließenden frei, auch eine Rückübertragung der 
dieſer Geſellſchaft zuſtehenden Rechte an den Staat ſtattfinden zu laſſen. 


Artikel 2. 


Der G. m. b. H. kann durch Vertrag das Recht eingeräumt werden, die von ihr verwalteten Grundſtücke 
ſowie die von ihr verwalteten Gerechtſame und Berechtigungen, für welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden 
geſetzlichen Vorſchriften gelten, zu veräußern oder mit Hypotheken, Grundſchulden und anderen dinglichen Rechten 
zu belaſten ſowie die hierzu erforderlichen Erklärungen vor den Grundbuchämtern abzugeben, jedoch nur mit 
gemeinſchaftlicher Zuſtimmung des preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe und des preußiſchen Finanz⸗ 
miniſters ſowie des braunſchweigiſchen Staatsminiſteriums. ; 

Die Zuſtimmung kann für weniger bedeutende Fälle allgemein erteilt werden. 


Artikel 3. 

Die Rechtsverhältniſſe der Beamten der jetzigen Gemeinſchaftsverwaltung werden wie folgt geregelt; 
a) Diejenigen Gemeinſchaftsbeamten, die von der Geſellſchaft innerhalb ſechs Monaten nach ihrer Gründung 
übernommen werden, gelten als ohne Gehalt unwiderruflich beurlaubt. Sie ſcheiden aus dem 
Gemeinſchaftsdienſte nach Ablauf von fünf Jahren nach ihrer Übernahme aus, ſofern fie nicht 
ſpäteſtens drei Monate vorher ſowohl dem preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe als auch 
dem braunſchweigiſchen Staatsminiſterium die ſchriftliche Erklärung abgeben, daß ſie mit dem 
Ablaufe des Urlaubs ihre Tätigkeit im Staatsdienſte wieder aufnehmen wollen. Die vorgenannten 
Behörden können durch gemeinſame allgemeine Verfügung die eingangs erwähnte ſechsmonatige 

Friſt verlängern. 
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Die Beamten ſcheiden aus dem Gemeinſchaftsdienſt auch mit einer innerhalb der fünfjährigen 
Friſt des Abſ. 1 erfolgenden Beendigung ihres Vertragsverhältniſſes aus, ſofern fie nicht 
binnen vier Wochen, nachdem der Zeitpunkt der Beendigung feſtſteht, dem preußiſchen Miniſter für 
Handel und Gewerbe und dem braunſchweigiſchen Staatsminiſterium die Erklärung abgeben, daß 
ſie ihre Tätigkeit wieder aufnehmen wollen. 


Wenn der Beamte im Falle der Abſ. 1 und 2 rechtzeitig erklärt, feine Tätigkeit im Staats⸗ 
dienſte wieder aufnehmen zu wollen, ſo erlöſchen die beiderſeitigen Anſprüche des Beamten und 
der Geſellſchaft aus dem Vertragsverhältniſſe, die ſich auf einen nach der Beendigung des Urlaubs 
(Abf. 1) oder des Vertragsverhältniſſes (Abſ. 2) liegenden Zeitraum beziehen. 


Angeſtellte, die nach a aus dem Gemeinſchaftsdienſt ausgeſchieden ſind, haben Anſpruch auf Ver⸗ 
ſorgungsbezüge nach Maßgabe der in Preußen geltenden ſtaatlichen Grundſätze, ſobald ſie aus dem 
Dienſte der Geſellſchaft nach Vollendung des 65. Lebensjahrs oder infolge dauernder Berufs 
unfähigkeit ausſcheiden. Die Hinterbliebenen der mit Ruhegehalt ausgeſchiedenen Angeſtellten 
haben Anſprüche auf Hinterbliebenengebührniſſe nach Maßgabe der für Preußen geltenden ſtaat⸗ 
lichen Grundſätze. Den gleichen Anſpruch haben die Hinterbliebenen derjenigen Angeftellten, 
die nach a in den Dienſt der Geſellſchaft übernommen und aus ihm durch Tod ausgeſchieden find. 


Die gleichen Anſprüche beſtehen, falls das Ausſcheiden auf Kündigung ſeitens der Geſellſchaft 
erfolgt, ohne daß hierzu ein in der Perſon des Angeſtellten liegender wichtiger Grund vorliegt, 
der im Beamtenverhältniſſe die Dienſtentlaſſung gerechtfertigt haben würde. Der Anſpruch wird 
fällig, ſobald die Geſellſchaft die Zahlung der Gehaltsbezüge einſtellt. ae 


Scheiden Angeſtellte, ohne dauernd berufsunfähig zu fein, vor Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahrs aus eigener Entſchließung aus dem Dienſte der Geſellſchaft aus, weil ihnen das Verbleiben 
in ihrer Dienſtſtelle nicht zugemutet werden kann, ſo haben ſie und demnächſt auch ihre Hinter⸗ 
bliebenen Anſpruch auf die Verſorgungsbezüge nach Maßgabe der in Preußen geltenden ſtaatlichen 
Grundſätze. Der Anſpruch wird fällig, ſobald ſie entweder das 65. Lebensjahr vollendet haben 
oder dauernd berufsunfähig geworden oder geſtorben ſind oder falls und ſolange ſie keine Stellung 
15 5 ft finden, die ihnen nach Maßgabe der von ihnen innegehabten Stellung einen 

rwerb bietet. 5 


b 


— 


2 
— 


Die Gerichte find an die Entſcheidung der Verwaltungsbehörden über das Vorliegen des Ver⸗ 
ſorgungsanſpruchs nicht gebunden. b 


Die Verſorgungsbezüge in den Fällen zu b richten ſich nach der zuletzt von den Beamten 
bekleideten Gemeinſchaftsdienſtſtelle. Dabei wird die nach dem endgültigen Ausſcheiden aus dem 
Gemeinſchaftsdienſt im Dienſte der Geſellſchaft verbrachte Zeit auf das Beſoldungsdienſtalter und 
auf die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit nicht angerechnet. 


2 


) Auf Gemeinſchaftsbeamte, deren Stelle infolge der Übertragung der Verwaltung im Haushalts- 
plane wegfällt, die aber nicht aus dem Staatsdienft ausſcheiden, findet die preußiſche Verordnung 
vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) in Verbindung mit Artikel II des preußiſchen 
Geſetzes vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) Anwendung. 


e 


— 


Die zur Regelung der Rechtsverhältuiſſe der einzelnen Beamten erforderlichen Verfügungen werden 
von den Vertragſchließenden gemeinſchaftlich exlaffen. 5 


Artikel 4. 


Sthaatsſteuern, Zuſchläge zu Reichsſteuern oder ſonſtige ſtaatliche Abgaben aller Art, insbeſondere auch 
Pachtſtempelſteuern, die aus Anlaß der Durchführung dieſes Vertrags zu entrichten fein würden, werden 
von beiden Ländern nicht erhoben. Sämtliche Verhandlungen zur Durchführung dieſes Vertrags find in 
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beiden Ländern gebühren und ſtempelfrei. Beide Länder verpflichten ſich, ſofern auf Grund von Reichs⸗ 
geſetzen Steuern erhoben und den Ländern überwieſen werden ſollten, eine gegenſeitige Rückvergütung eintreten 
zu laſſen. 22 TER 


Die Beſtimmungen des Artikels 10 des Staatsvertrags vom 9. März 1874 bleiben in Kraft, 


Artikel 5. 


Die Vertragſchließenden räumen einander wechſelſeitig Vorkaufsrechte an den Geſchäftsanteilen der G. m. b. H. 
„Unterharz“ ein mit der Maßgabe, daß die Vorausſetzungen für die Ausübung der Vorkaufsrechte auch 
dann gegeben find, wenn der Verkauf durch eine den Bergwerks-, Hütten⸗ oder ſonſtigen Beſitz eines Ver⸗ 
tragſchließenden verwaltende Geſellſchaft des Handelsrechts erfolgt, und daß das Recht zur Ausübung der 
Vorkaufsrechte auch einer dieſer Geſellſchaften übertragen werden kann. Die Friſt für die Ausübung der 
Vorkaufsrechte beträgt vier Monate von der Mitteilung gemäß § 510 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Juli 1924 über die Genehmigung des 
dreiundzwanzigſten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891 (Aus- 
gabe von 1912) durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 34 S. 205, ausgegeben 
am 23. Auguſt 1924; ER 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 4. September 1924 über die Genehmigung des 
Beſchluſſes der Oſtpreußiſchen Generallandſchaftsdirektion vom 22. Auguſt 1924 durch das Amts— 
blatt der Regierung in Königsberg Nr. 40 S. 221, ausgegeben am 4. Oktober 1924; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. September 1924 über die Verleihung des 
Enteiguungsrechts an das Kraftwerk Thüringen, Aktiengeſellſchaft in Gispersleben, für die Anderung 
und Verlegung einer beſtehenden Hochſpannungsleitung in der Gemarkung Gebeſee, Kreis Weißen⸗ 
fee i. Thür. durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Nr. 39 S. 147, ausgegeben am 
27. September 1924; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. September 1924 über die Genehmigung des 
Beſchluſſes der Schleswig -Holſteiniſchen Generallandſchaftsdirektion vom 1. September 1924 durch 
das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 41 S. 408, ausgegeben am 4. Oktober 1924 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. September 1924 über die Genehmigung 
der Beſchlüſſe der Schleswig⸗Holſteiniſchen Generallandſchaftsdirektion vom 1. September 1924 durch 
das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 40 S. 405, ausgegeben am 27. September 1924; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. September 1924 über die Genehmigung 
des Nachtrags III zum Neuen Statut der Landſchaft der Provinz Weſtfalen durch das Amtsblatt 
der Regierung in Münſter Nr. 42 S. 243, ausgegeben am 18. Oktober 1924. 
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7 Den Bezug der Preußiſchen Geſetzſäͤmmlung (auch älterer Jahrgänge und einzelner Nummern) vermitteln die Poſtanſtulten. 2 
Einzeine Nummern können auch unmittelbar beim Geſetzſammlungsamte bezogen werden. 8 


